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in Betracht ; es iſt namentlich in Ziffer 2 die Militärdienſtzeit von 25 Jahren
viel zu lang bemeſſen ; man ſollte eine Geſamtdienſtzeit von dieſer

Dauer nehmen und die Fehlſtellen in unſerem Offizierkorps würden

ſofort beſeitigt ſein .
Alle hier erwähnten Vorſchläge dienen nur dem Heere , den

Unteroffizieren , den Militäranwärtern , dem Zivilſtaatsdienſt und den

Gemeinden ; ſie verletzen kein fremdes Intereſſe , ſtellen keine einſeitige

Begünſtigung dar und ſind mit geringen Geldmitteln auszuführen .

Uiertes Kapitel .
Der Abergang vom Militärdienſt zum Zivildienſt .

Der Übergang vom Unteroffizier zum Militäranwärter bedeutet

eine gewaltige Umwälzung im Leben und den geſamten Verhältniſſen
des Unteroffiziers ; er legt des „ Königs Rock “ ab, geht ins Zivil , ſteht

nun auf den eigenen Beinen und hat für ſich — und in der Regel für
eine Familie zu ſorgen . Da entſtehen eine Menge von Ausgaben aller

Art . Die Löhnung als Unteroffizier war ſo gering , daß nichts erſpart
werden konnte . Darum iſt es Ehrenpflicht des Heeres , hier noch helfend

einzugreifen .

A. Die Dienſtprämie .
Von 1875 ab haben die Kapitulanten , welche ſich in 12jähriger

tadellos geführt hatten , eine Geldprämie von 165 Mk . er⸗

halten . Die Militärvorlage des Jahres 1890 brachte eine Vermehrung

der Unteroffizierſtellen und den Vorſchlag einer Dienſtprämie mit

folgender Begründung :
„ Im Anſchluß an dieſe Maßregeln wird eine erhöhte Fürſorge für Ge —

winnung eines tüchtigen und an Zahl genügenden Unteroffizierperſonals un⸗

vermeidlich . Während auf der einen Seite die ausgedehnte Verwendung von

Unteroffizieren zur Entlaſtung der Offiziere in manchen Dienſtzweigen zum

Bedürfniſſe wird , geſtattet auf der andern Seite die zunehmende Bildung in

den hier in Frage kommenden Schichten der Bevölkerung eine ſolche erweiterte

Verwendung . Als Aquivalent hierfür iſt die Einführung von Unteroffizier⸗

Dienſtprämien beabſichtigt , welche mit den Dienſtjahren ſteigen , da das Bene —

fizium des Zivilverſorgungsſcheins ſich nicht mehr als ausreichend erweiſt . Die

nach Kapitel 24 Titel 13aà des Reichshaushalts - Etats zuſtändige einmalige Bei —

hilfe von 165 Mk. für Unteroffiziere , welche nach 12jähriger aktiver Dienſtzeit

mit dem Zivilverſorgungsſchein aus dem Heere ausſcheiden , kommt dafür in

Fortfall . Es darf erwartet werden , daß hierdurch nicht nur die Geſamtzahl der

Unteroffiziere ſich erhöhen und damit eine Abnahme der Manquements ſtatt⸗

finden wird , ſondern daß die Unteroffiziere auch durchſchnittlich länger dem

aktiven Dienſte erhalten bleiben . “

Die Regelung im Etat war folgendermaßen vorgeſehen :
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nach 5jähriger Dienſtzeit eine Dienſtprämie von .. 50 Mk .
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9.⸗ 565650
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11 900

12 000

Der Reichstag lehnte den
——5 Vorſchlag ab . Im Jahre 1891

erneuerte die Regierung ihren Vorſchlag ; die Budgetkommiſſion lehnte
wiederum ab ; ſie wollte nur die bisherige Beihilfe gewähren . Am

28 . Februar 1891 hat dann der Reichstag auf Antrag des Abg . Windthorſt
die Dienſtprämie auf 1000 Mk . nach 12jähriger Dienſtzeit feſtgeſetzt .

Seither blieb es bei dieſer Regelung . Die Militärvorlage von 1913 mit

ihrer Vermehrung von 15 000 Unteroffizierſtellen brachte die An —

kündigung ,daß vom 1 . April 1914 ab dieſe Dienſtprämie auf 1500 Mk .

erhöht werden ſoll . Auf Antrag des Abg . Erzberger beſchloß der Reichs

tag gegen die Stimmen der Sozialdemokratie :

„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , eine Beſſerſtellung der

Unteroffiziere in der Richtung herbeizuführen , daß am 1 . April 1914

eine allgemeine Erhöhung der Dienſtprämie eintritt , und daß die

frühere Gewährung einer kleinen Dienſtprämie nebſt dem Anſtellungs⸗

ſchein erwogen werde . “

Der Antragſteller wollte damit erreichen , daß namentlich jene

Unteroffiziere , welche zur Schutzmannſchaft übergehen , eine Beihilfe

erhalten können ; gleichzeitig ſollte die Gewährung einer Prämie von

ca . 500 Mk . eine Reihe von Soldaten für die Kapitulation gewinnen ,

beſonders wenn dann nach einer Dienſtzeit von 6 - 8Jahren der Anſtellungs⸗

ſchein gegeben werde . Der Kriegsminiſter ſtellte ſich zu dieſer Anregung

freundlich , ſo daß zu erwarten iſt , daß eine ſolche Regelung bald erfolgt
und Rupitulankett mit kurzer Dienſtzeit in den Unterbeamtenſtand

abgehen ; dann wird der Zivilverſorgungsſchein ganz von ſelbſt die

Pforte zum mittleren Dienſt .

B. Garantiertes Mindeſteinkommen während der Vor —

bildung und Probedienſtleiſtung .
Bis zum Jahre 1885 wurden die Kapitulanten , die in den Zivil —

dienſt abgehen wollten , während der Zeit der Ausbildung und Probe —

dienſtleiſtung beurlaubt mit ſämtlichen Gebührniſſen wie in Reih und

Glied ( Löhnung , Verpflegung , Zuſchuß , Brot , Servis ) . Um Klarheit
im Etat zu ſchaffen , wurde dann eine beſondere Etatiſierung vollzogen



und durch einen Etatstitel beſtimmt , daß ein Einkommenszuſchuß für

die zur Vorbildung und Probedienſtleiſtung kommandierten Militär —

anwärter gegeben werden ſoll . Das Geſamteinkommen , bis zu deſſen

Erreichung neben dem Einkommen aus der Zivilſtelle ein Zuſchuß

gewährt wird , betrug monatlich , je nachdem die Militäranwärter eine

Familie haben oder nicht :

I. Von 1885 —1899 :

Für Feldwebel 100 Mk. oder 90 Mk.

Süethe . 90 5

0

e 50

II . Von 1900 —1909 :

Füee . . 115 Mk. oder 105 Mk.

e 90 75

Setteanten 80 60

Anteroffizienrnn — 70 50

III . Von 1910 —1912 :

üe bder 110 Mk.

Biefeeer . . 95 80

Sergeanten 87 67

Unteroffiziere . 53

IV. Ab 1913 :

Für Feldwebel , etatsmäßige Schreiber und

Zeichner mit einem Löhnungszuſchuß

von 180 Mk. jährlich und mehr . . . 120 Mk. oder 110 Mk.

- alle übrigen Militäranwärter . . 95 80

Eine Erhöhung dieſer Sätze iſt beſonders dann angezeigt , wenn

ſchon mehrere Kinder vorhanden ſind ; ſonſt iſt der Militäranwärter

5 ngen , gerade in dieſer Zeit der Ausbildung Schulden zu machen

nd er kommt in ungemein drückende Verhältniſſe

Die Vorbildung und Probedienſtleiſtung der N

erfolgt heute vielfach ſo ausgedehnt und vielſeitig , daß der N litär

anwärter mit einem reichen Beamtenwiſſen eintritt ; es ſind 55 Fäl e

gar nicht ſelten , in denen der einzelne Bewerber nicht nur in einem

Reſſort ausgebildet wird , ſondern in

8
und mehreren . Er erhält

ſo ein vielſeitiges Wiſſen , das ſehr vielen Zivilanwärtern abgeht ; gerade

en Reſſorts 8 es , welche den Militäranwärter

zerwendung in mittleren Beamtenſtellen macht .

die Schulung in mehrer

beſonders geeignet zur V

C. Verkürzung der Wartezeit bis zur Anſtellung .

Im allgemeinen ſchaut der Unteroffizier von ſeinem zehnten

Dienſtjahr an ſich um , wo er eine Zivilſtelle erhalten kann ; er en tſcheidet
ſich für eine beſtimmte Beamtenlaufbahn . Es iſt dri ingend zu wünſchen ,



Unteroffizier muß ſich dabei das eine vor Augen halten , ob

er in der Lage iſt , die betr. Stelle vollſtändig auszufüllen ; das iſt er

ſich ſelbſt , ſeinen Kameraden und der Allgemeinheit ſchuldig . Die

vielen und engen Verbindungen mit früheren Unteroffizieren kommen

ihm hierbei ſehr zuſtatten und er hole ſich Rat bei dieſen .

Hier werden aber auch die Auskunftsſtellen für Militäranwärter

bei den Truppenteilen , von denen unten noch die Rede iſt , gute Dienſte

leiſten können , ſofern ſich dieſe zur Erlangung der Kenntniſſe der Be —

dingungen für die einzelnen Beamtenſtellen der gern zu leiſtenden
Mitarbeit der Militäranwärtervereine am Garniſonorte bedienen . Hier

heißt es für die Heeresverwaltung im eigenen Intereſſe , die alten

Unteroffiziere zur tatkräftigen Mitarbeit heranzuziehen .

Iſt der Zivilverſorgungsſchein erteilt , ſo erhält der Unteroffizier
ider Regel Urlaub , um ſich nach einer Stelle umzuſehen . Hier aber

Peunn nt für ihn ein aufgeregtes Haſten , da er möglichſt raſch ankommen

muß . Die offenen Stellen , welche den Militäranwärtern vorbehalten

ſind , ſind leicht zu ermitteln und werden belannt gegeben . In der

Regel melden ſich — von Bewerbern für dieſelben
Ob ſich hier nicht durcheine Zentralinſtanz bei den einzelnen Behörden

viel unnöt
tige

Wbeit —. — ließe , bedarf eingehender Prüfung ;
eine ſolche Inſtanz könnte auf der andern Seite dem eine Stelle ſuchen —

den Militäranwärter wertvolle Fingerzeige geben .
Ein Anſatz in der Richtung dieſer Wünſche iſt gemacht ; das Kriegs⸗

miniſterium teilte im Auguſt 1913 dem Verfaſſer mit :

„ Seit 1913 ſind Auskunfts - und Beratungsſtellen bei den Truppen

errichtet , die mit allem Material zur Belehrung der Unteroffiziere

ausgeſtattet ſind . Ein ausführ lichesStellenverzeicht tis für den Reichs⸗

und preußiſchen Staatsdienſt wird demnächſt veröffentlicht . Ein

ſolches für die Bundesſtaaten ohne eigene Militärverwaltung iſt in

Bearbeitung . Die ‚Vakanzenliſte - geht vom 1. Juni 1913 ab in er

höhter Auflage den Truppen zu ( für jede Kompagnie uſw. ) . Sie ent —

hält Nachrichten für Militäranwärter “ . —

Von hier aus könnte ſachgemäß weiter gebaut und geprüft werden ,
ob die Zentraliſation nicht viel Arbeit erſpart und dem Militäranwärter

ein früheres Unterkommen ermöglicht .

Eine ſolche Zentralinſtanz könnte auch in der Weiſe gute Dienſte

leiſten , daß ſogenannte Notierungsſtellen für Militäranwärter für große

Behördengruppen gebildet werden . Anſätze ſind z. B. ſchon vorhanden ,
indem die Eiſenbahnverwaltung für eine Reihe von Eiſenbahndirek —

daß dieſe Prüfung mit ſich ſelbſt eine eingehende und ſcharfe iſt ; der
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tionen eine Behörde dazu beſtimmt hat , die Notierung der Militär

anwärter entgegenzunehmen . Bei dieſer Eiſenbahndirektion haben

dann die in Frage kommenden Behörden ihren Anwärterbedarf an

zumelden . So wie hier könnten z. B. auch für die Poſtverwaltung

vielleicht zwei Oberpoſtdirektionen beſtimmt werden , welche die Notie

rungsgeſuche der vorgeprüften Militäranwärter ſammeln und den

übrigen Oberpoſtdirektionen den etwaigen Bedarf an Militäranwärtern

überweiſen . In der allgemeinen Verwaltung würden ſich ſolche Notie

2
rungsſtellen ebenfalls leicht einrichten laſſen , indem z. B. in Preußen

alle Geſuche für die Bewerber um Stellen für den Regierungsſekre

tariats - , Kanzlei⸗ und Unterbeamtendienſt bei dem Oberpräſidium

für die ganze Provinz geſammelt werden könnten . Hier wäre dann

der Bedarf von den in Frage kommenden Behörden anzufordern .

Es liegt auf der Hand , daß dadurch die Überſicht über die vorhandenen

Stellen viel leichter wäre als jetzt . Dieſe Stellen müßten dann von

Zeit zu Zeit Preſſenachrichten verbreiten , wie ſich das Bild darſtellt .

Dadurch würde im Falle des Fehlens von iBewerbern rechtzeitig dafür

geſorgt werden können , daß ſich ſolche melden . Umgekehrt würde ein

Überangebot vermieden werden können . Auch würde hierdurch ein

Mißſtand vermieden , der ſich immer mehr einſchleicht ; es iſt heute

nahezu Gewohnheit geworden , die Friſten vom Tage der Ein

berufung bis zum Antritt des Dienſtes ſehr kurze ſind ( 3 —8 Tage ) .

Hieraus erwachſen den Militäranwärtern mannigfache Schwierig —

keiten und häufig unberechenbare Nachteile . Es kommt vor , daß der

Einberufene von der Truppe nicht gleich jortgelaſſen wird , weil er

ſich in einer Stelle befindet , für die nicht ſofort Erſatz vorhanden iſt .

Andere Militäranwärter wieder befinden ſich bereits in einem mehr —

wöchentlichen Kündigungsverhältniſſe bei einer Zivilbehörde . Werden nun

von einer Behörde mehrere Militäranwärter gleichzeitig einberufen

ſo iſt es nicht ſelten , daß der zuletzt notierte alle ?Vorderleute Aberſprigt

weil er in der Lage iſt ,der Einberufung ſofort Folge zu leiſten . Bei

vielen Behörden beſteht auch die unberechtigte Gepflogenhei esdge
Anwärter , die der Einberufung nicht ſofort Folge leiſten können , in der

Notierungsliſte geſtrichen werden . Es dürfte daher zu ſein ,

daß Einberufungen nur zum 1. eines Monats zu erfolgen haben , daß

zwiſchen dem Empfange der Einberufung und dem Dienſtantritt min —

deſtens ein Zeitraum von einem Monat zu liegen hat und daß die

Notierung derjenigen Anwärter , die der Ei inberufung wegen augen

blicklicher Unabkömmlichkeit nicht Folge leiſten konnten , beſtehen bleibt .

Tief bedauerlich iſt es , daß die Wartezeit von der Erteilung des



Zivilverſorgungsſcheins bis zur Anſtellung ſich in den letzten Jahren

verlängert hat . Die Heeresverwaltung gab ſelbſt zu , daß in der Regel
13 Jahre vergehen , ehe der Kapitulant ſeine Anſtellung hat . Dies

iſt deshalb ein unhaltbarer Zuſtand , weil das Geſetz den Zivilverſor

gungsſchein nach 12 Jahren erteilt und der Unteroffizier damit

darf , daß er nach dieſer Zeit auch angeſtellt wird . Im Jahre 1911

war ſie 27 Monate bei der Eiſenbahn , 21 bei der Poſt . Wenn ſomit

eine Wartezeit von 12 Monaten der Durchſchnitt iſt , ſo zeigt eine im

Jahre 1912/13 vorgenommene Erhebung des Bundes der Militär

anwärter , daß es vielfach erheblich längere Wartezeiten gibt . Das

Reſultat dieſer Privaterhebung iſt folgendes :

Ergebniſſe
der Erhebungen über die Wartezeiten der Militäranwärter von der Notierung

bis zur Einberufung , und zwar der nach dem 1. Auguſt 1910 einberufenen aber

nicht angeſtellten Militäranwärter .

Du rch⸗

Zahl ſchnittl . Früher ermittelte

der Warte⸗ durchſchnittl .

Mil . Behörde zeit v. d. Wartezeit von der

An⸗ Notierung Notierung

wär⸗ b. z. Ein⸗ bis zur Einberufung

ter berufung

Mon . Mon . Mon .

4 JKaiſerliches Patentamt ( Bureaudienſt ) 9 1

1 [ Kaiſerliches Geſundheitsamt ( Bureau —

R 24 38 —

2 Reichsverſicherungsamt - ( Bureaudienſt ) 31 24 2⁵

3 [ Kaiſerliches Aufſichtsamt für Privat - ⸗

verſicherung ( Bureaudienſt ) . . . 27 8 22

4 J Kaiſerliches Aufſichtsamt für Privat - ⸗

verſicherung ( Kanzleidienſt ) . . . 38 48 8

1 [ Kaiſerliche Werft ( Maſchiniſtenlaufbahn ) 70 —

3 [ Kaiſerliche Werft ( Werftbuchführer ) . . 53 — 47

3 [ Techniſche Inſtitute ( Verwaltungs⸗

ſchteibsd 25 — 9

1 JGarniſonverwaltung belilleter Dienſt ) 33 42 49

6 [ Reichsbank ( mittlerer Dienſt ) . 29 14 38

7 Reichsbank ( Kanzleidienſt ) 40 19 83

11 Reichsbank ( Unterbeamtendienſt ) . . . 23 21 22

174 [ Reichspoſt - und Telegraphenverwaltung
19 17 13

6 [ Regierung Wiesbaden ( Bureaudienſt ) . 11

41 übrige Regierungen ( Bureaudienſt ) . 38 25 33

15 [ brige Regierungen ( Kanzleidienſt ) . 26 30 41

M. Erzberger , Der Militäranwärter . 0



Durch⸗

Zahl ſchnittl . ] Früher ermittelte

der Warte⸗ durchſchnittl .

Mil .
Behörde zeit v. d.] Wartezeit von der

An⸗ Notierung Notierung

wär⸗ b. z. Ein⸗bis zur Einberufung

ter berufung

Mon . Mon . Mon .

0 1 üÜbrige Regierungen ( Unterbeamten
8

6 [ Kreisverwaltung ( Kreisaſſiſtenten ) . . 26 8 12

4 [ Miniſterial⸗ , Militär⸗ und Baukommiſſion

( Bureaudienſt ) . 33 20 29

2 [ Direkte Steuern ( Bureaudienſt ) . . 38

3 [ Direktion für die Verwaltung der direkten

Steuern ( Bureaudienſtꝭi ' ) ꝛ 24 39

10 1 Direktion für die Verwaltung der direkten

Steuern ( Kanzleidienſt ) . 24 —

3 [ [ Zollverwaltung ( Zollaufſeher ) 17 13 6

42 [ Eiſenbahnverwaltung ( mittlerer Dienſt ) 32 8 10

27 [ Eiſenbahnverwaltung ( Kanzleidienſt ) 12 2 6

2 Polizeipräſidium in Berlin ( Bureau —

51¹ 36 40

3 [ Polizeipräſidium in Schöneberg ( Kanzlei
14 — 15

3 [ Polizeipräſidien in den Provinzen

( BitreszStenſt ) ßj ) ß : ñ 44 34 41

1 [ Polizeiverwaltung in Caſſel ( Melde —
78 — ——

2 [ Juſtizverwaltung ( mittlerer Dienſt ) .. 3 15 6

40 [ Juſtizverwaltung ( Kanzleidienſt ) . . . 5 1 11

5 [ Juſtizverwaltung ( Gefängnis - Inſpek⸗

tionsdienſt ) 1 14

1 JGeneralkommiſſion ( mittlerer Dienſt ) . 22

2 [ Landesdirektion Wiesbaden ( mittlerer

rhrrh 9 ——

8 [ Landesdirektion Merſeburg ( mittlerer

Dienſt ) 21

1 JLandesdirektion Merſeburg ( Kanzlei —

Beei 24

3 [ [ Rheiniſche Provinzialverwaltung ( mitt

ihtt 31 6 —

2 [ Bezirksverband Caſſel ( mittlerer Dienſt ) 30

3 [ Landesverſicherungsanſtalt Thüringen

( Biteantditßß . . . ⸗ 3



Durch⸗
Zahl ſchnittl . ] Früher ermittelte
der Warte⸗ durchſchnittl .

Mil .
Behörde zeit v. d.] Wartezeit von der

An⸗ Notierung Notierung
wär⸗ b. z. Ein⸗bis zur Einberufung

ter berufung

Mon. Mon. Mon .

6 [ Landesverſicherungsanſtalt Heſſen - Naſſau
( Bureaudienſt ) . 33 14 24

4 J Landesverſicherungsanſtalt Sachſen
Anhalt ( Bureaudiei ) ) ßß 25 — —

1 [ Landesverſicherungsanſtalt Brandenburg
( Bureaudienſt ) . 2 — 8

3 [ Stadtverwaltung Frankfurt a. M.

Wuürß . . . 40 8
8 [ Magiſtrat Stettin ( mittlerer Dienſt ) 7
4 J Stadtverwaltung Barmen ( Aſſiſtenten ) 9 — —

1Stadtverwaltung Caſſel ( Bureaudienſt ) 46 1 20

Württemberg .
6 Generaldirektion der Staatseiſenbahnen

( Burentdienſtttßtßß 38 —

4 [ Finanzminiſterium , Hauptſteueramt

aadeef,ß,, . . . . . 48
3 Juſtizminiſterium ( Kanzleidienſt ) . . 58
1 [ Miniſterium des Innern ( Bureaudienſt ) 30 —

1 JMiniſteriuÜm des Innern ( Aufwart⸗

TEEECCCccc 6 — —

Hamburg .
6 [ Polizeibehörde ( Bureaudienſt ) . . . 4 —

Elfaß - Lothringen .
4 Regierung ( Sekretariatsdienſt ) . . . 40

11 Verwaltung der Reichseiſenbahnen

Guftetlerer Dienſtß ; : ßß : 23 5 8

Es betrug danach die genannte Wartezeit bei 25 Behörden unter 5,
bei 21 Behörden über 5 und bei 3 Behörden ſogar über 10 Jahre . Die

Anſtellung erfolgte bei 22 Behörden in einem Lebensalter bis zu
35 Jahren , bei 24 Behörden in einem Lebensalter von 35 bis zu 40 Jahren
und bei 4 Behörden über 40 Jahre .

Dies iſt ein ſchwerer Mißſtand , deſſen Beſeitigung geboten er

ſcheint ; wenn nicht genügend neue Stellen geſchaffen werden , muß

eben der Kreis der vorbehaltenen Stellen erweitert werden .

Hieraus reſultiert noch ein anderer Mißſtand . Eine Reihe von

Behörden hat das Annahmealter der Militäranwärter dahin
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begrenzt , daß ſie ſolche z B. mit einem Lebensalter von mehr als
5

D35 Jahren nicht einſtellen . Die Anſtellungsgrundſätze begrenzen das

Anſtellungsalter keineswegs . Eine rechtliche Grundlage hat alſo eine

ſolche Beſtimmung nicht , auch dann nicht , wenn manche Aufſichts⸗

behörden die Genehmigung dazu erteilen . Eine ſolche Maßnahme

muß dahin führen , daß bei langen Wartezeiten alle diejenigen Militär

anwärter überhaupt nicht mehr auf Anſtellung rechnen können , die

erſt in den letzten Pflichtjahren , alſo mit 22 oder 23 Jahren beim Militär

zur Einſtellung gelangen . Das iſt nicht bloß eine Härte , ſondern ein

Unrecht . Die Stadt Berlin z. B. hatte bisher alle Militäranwärter

in der Notierungsliſte geſtrichen , die das 35 . Lebensjahr vollendet

hatten . Der Magiſtrat hat aber wohl die Haltloſigkeit dieſer Vorſchrift

erkannt und kürzlich der Stadtverordnetenverſammlung folgende Vor —

lage gemacht :

„ Vorlage ( J. Nr . 1613 G. B. 5/12 ) —zur Beſchlußfaſſung — betreffend

Neufeſtſetzung der Höchſtaltersgrenze für Militäranwärter . “

In der Begründung zu dieſer Vorlage heißt es :

„ Seit dem Jahre 1870 iſt die Höchſtaltersgrenze für die Einberufung von

Militäranwärtern in den ſtädtiſchen Dienſt auf Grund eines Gemeindebeſchluſſes

das 35. Lebensjahr geweſen . Da bei der überaus großen Zahl von Bewerbern

um die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen die Wartezeit eine immer

größere geworden iſt — ſie ſchwankt jetzt durchſchnittlich zwiſchen 1/½ und 3

Jahren —, ſo enthält die Feſtſetzung der Höchſtaltersgrenze auf das 35. voll —⸗

endete Lebensjahr eine empfindliche Härte für die Militäranwärter . Ein im

letzten Pflichtjahr eingeſtellter Rekrut erhält erſt mit 34 —34½ Jahren den

Zivilverſorgungsſchein . Bis zur Vollendung des 35. Lebensjahrs bleibt ihm

nur die kurze Friſt von ½ bis zu einem Jahre übrig . Er hat alſo nach der Dauer

der jetzigen Wartezeit keine Ausſicht auf Einberufung in den ſtädtiſchen
D
Dienſt .

Da ferner die Frage , ob die Feſtſetzung einer Höchſtaltersgrenze überhaupt zu —

läſſig , ſtrittig iſt und diejenigen Vorortgemeinden , welche bisher ebenfalls eine

Höchſtaltersgrenze von 35 Jahren für die Einberufung feſtgeſetzt hatten , auf

Veranlaſſung der Staatsregierung dieſe Grenze haben fallen laſſen , ſo hat auch

der Magiſtrat Berlin es für nötig befunden , in Erwägungen über eine anderweite

Regelung der Frage einzutreten . Der Oberpräſident von Berlin hat zwar

die bisher eingegangenen , ziemlich zahlreichen Beſchwerden der Militäranwärter

in dieſer Frage ſtets zurückgewieſen , ſich aber anderſeits ausdrücklich das

Recht für die ſtaatliche Aufſichtsbehörde vorbehalten , darüber Entſcheidung zu

treffen , ob ein Anwärter die genügende Befähigung für eine Stelle ( auch in

körperlicher Hinſicht ) beſitzt . Anderſeits glaubt der Oberpräſident , daß , wenn

überhaupt eine Altersgrenze feſtzuſetzen zuläſſig ſei , mindeſtens das 37. und nicht

das 35. als Höchſtaltersgrenze angenommen werden müſſe . Hierdurch würden

die vorhandenen Bedenken obſchon nicht beſeitigt werden , ſo doch praktiſch an

Gewicht verlieren , weil für die Militäranwärter dann ein genügender Zeitraum

zwiſchen der Entlaſſung aus dem Militärdienſte und der Anſtellung liegt . Die

Perſonalkommiſſion hat in der Erwägung , daß ein nicht unbedeutender Teil der
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ſich bewerbenden Militäranwärter unter den beſtehenden Verhältniſſen keine

Ausſicht auf Einberuſung hat , daß jedoch der Oberpräſident gegen die Neufeſt —

ſetzung einer Altersgrenze , falls dieſe nur günſtiger als die bisherige iſt , Ein —

wendungen nicht erheben würde , die Höchſtaltersgrenze für die Einberufung von

Militäranwärtern in den ſtädtiſchen Dienſt auf das 37. Lebensjahr feſtzuſetzen

vorgeſchlagen . Wir haben dieſem Beſchluſſe zugeſtimmt und erſuchen die Stadt —

verordnetenverſammlung ,

ſich ebenfalls mit dieſer Neuregelung der Höchſtaltersgrenze für

die Einberufung der Militäranwärter einverſtanden zu erklären .

Berlin , den 1. Juli 1913 .

Magiſtrat der Königl . Haupt - und Reſidenzſtadt .

J . V. gez . Dr . Straßmann . “

Es iſt intereſſant , wenn man ſich dagegen die Anlage Jder An —

ſtellungsgrundſätze anſieht , in der 60 Privatbahnen aufgeführt ſind ,

die Militäranwärter einſtellen müſſen ; davon müſſen allein 54 der⸗

ſelben Militäranwärter bis zum 40 . Lebensjahre annehmen . Ahnlich

iſt es bei den Privatbahnen der übrigen Bundesſtaaten , die in der

„ Vakanzenliſte für Militäranwärter und für Inhaber des Anſtellungs

ſcheins “ vom 4. September 1913 Nr . 36 aufgeführt ſind . Man ſollte

meinen , daß die öffentlichen Behörden erſt recht gehalten ſeien , Militär⸗

anwärter mindeſtens bis zum 40 . Lebensjahre einzuſtellen . Es wird

eine wichtige Aufgabe der maßgebenden Inſtanzen ſein , dieſe An —

gelegenheit recht bald einheitlich zu regeln .

D. Beſeitigung oder Verkürzung des Diätariats .

Nach den Angaben des preußiſchen Kriegsminiſters haben die

Unteroffiziere , ehe ſie zur Anſtellung kommen , in der Regel 13 Jahre

gedient ; wie wir ſoeben geſehen haben , iſt aber für viele die Warte —

zeit eine längere . Da im allgemeinen das 20 . Lebensjahr überſchritten

iſt , wenn die Einſtellung ins Heer erfolgt , ſo ſind die Militäranwärter

älter als 32 Jahre , wenn ſie für den Zivildienſt in Betracht kommen ,

die größte Anzahl derſelben hat auch bereits Familie . Das ganze Weſen

der Zivilverſorgung ſchließt es in ſich , daß deshalb die Anſtellung im

Zivildienſt nicht nur alsbald erfolgt , ſondern daß nach Ablauf der Probe —

dienſtleiſtung ſofort die etatsmäßige Anſtellung erfolgt . So ſehen es

auch die Anſtellungsgrundſätze vor ; § 19 derſelben ſpricht von der „ An

ſtellung “; er enthält kein Wort von der Beſchäftigung als Diätar , als

Gehilfe , als Hilfsarbeiter ufw . Das Wort „ Anſtellung “ kann nur ſo

aufgefaßt werden , daß es ſich um eine feſte , etatsmäßige Anſtellung

handelt ; ſonſt müßte der Ausdruck „Beſchäftigung “ gewählt werden ;

dieſer aber iſt vermieden worden . In einigen Bundesſtaaten ( Bayern ,

Sachſen , Anhalt ) legt man dieſe Vorſchrift auch ſo aus und gibt dem

Militäranwärter nach der Probedienſtleiſtung ſofort eine Anſtellung
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mit Penſionsberechtigung . Leider geht das Reich und Preußen hier

nicht mit gutem Beiſpiel voran ; lediglich aus kleinlicher Sparſamkeit
hat man teilweiſe das Diätariat neu eingeführt und rühmt ſich der er

zielten Erſparniſſe , erzielt auf Koſten der Familien der alten Unter —

offiziere . Es gibt eine Reihe von Behörden , welche die Militäranwärter

eine ganze Reihe von Jahren als Hilfsarbeiter , Diätare uſw . beſchäf
tigen und ſo, wie der Bund der Militäranwärter in einer Eingabe an

den Reichstag ſagt , dem Zweck der Zivilverſorgung entgegenarbeiten ;
denn :

„J1. Der Übergang von einer penſionsberechtigten Stelle in eine andere , alſo
vom Militär - in den Zivildienſt , erfolgt nicht nach Ablauf der Einarbeitungs⸗
zeit ( Probezeit ) unmittelbar , ſondern erſt nach einer ſich anſchließenden Be

ſchäftigung als Diätar uſw .

Die jetzige Zivilverſorgung ſichert den Militäranwärtern während der Über⸗

gangszeit nicht die durch die Anſtellungsgrundſätze verbürgte Verſorgung
mit Penſionsberechtigung .
Die Militäranwärter können infolge dieſer langen Beſchäftigungszeit im

Durchſchnitt nicht das Höchſtgehalt ihrer Stellen erreichen .
4. Die Wohltaten der Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungs⸗

dienſtalter kommen den Militäranwärtern nicht in dem Maße zugute , als

wenn die Anſtellung vor Ablauf einer Geſamtdienſtzeit von 15 Jahren er⸗

folgen würde .

Durch die eigenartige Beſetzung der den Militäranwärtern vorbehaltenen
Stellen wird das Anteilsverhältnis nicht gewahrt , auch die Anſtellungs⸗
ausſichten werden weſentlich verſchlechtert und ſomit die Unterbringung der

Militäranwärter ſehr in Frage geſtellt .
6. Die Dienſtbezüge während der Beſchäftigungszeit entſprechen nicht den be —

ſtehenden Verhältniſſen und reichen nicht im entfernteſten zur Ernährung
einer Beamtenfamilie aus . “

ο

S

Die Begründung der einzelnen Punkte iſt eine gegebene . Nun

wird man ſagen , daß es in der Praxis nicht geht , den Militäranwärter

nach Ablauf des Probedienſtes ſofort in eine etatsmäßige Stelle zu

bringen ; es ſei keine Stelle offen , mitten im Etatsjahr laſſe ſich keine

neue Stelle ſchaffen , auch dürfe man Stellen nicht nur aus perſön —
lichen Gründen errichten . Dieſe Einwendungen haben einen berech —

tigten Kern ; aber ſie führen zu einem andern Schluß : es muß eben

mehr Syſtem und Ordnung in die Annahme von Militäranwärtern

gebracht werden ; die Behörde muß wiſſen , daß ſie dieſen Bewerber

bald etatsmäßig anzuſtellen hat , daß die Stelle dann entweder offen

ſein muß oder zu errichten iſt . Gar manche Stelle in den einzelnen
Etats iſt ſchon aus perſönlichen Gründen errichtet worden , freilich

nicht ſolche für Militäranwärter . Bei gutem Willen und mehr

Ordnung in der Einberufung der Militäranwärter können keine



Schwierigkeiten beſtehen . Will man aber allen Bedenken Rechnung

tragen , ſo ließe ſich in den Grundſätzen eine Vorſchrift treffen , welche

in beſonderen Fällen (z. B. mit des Reichskanzlers )
eine diätariſche Beſchäftigung für eine beſtimmte Zeit zuläßt . Mit

einer ſolchen Vorſchrift würde aber allem Rechnung getragen werden .

Ganz allgemein kann man eine ſolche Höchſtdauer der diätariſchen

Beſchäftigung nicht vorſchreiben , weil ſonſt dieſe Höchſtdauer zur regel —

mäßigen Beſchäftigungsdauer als Hilfskraft wird .

Das Einkommen während der diätariſchen Beſchäftigung muß

als äußerſt dürftig und in den meiſten Fällen als unzureichend an

geſehen werden . Man ſollte annehmen , daß die Anſtellungsgrund —

ſätze auch hier getroffen hätten ; § 21 tut es auch , indem er

vorſchreibt , daß / des Einkommens der Stelle gewährt welben müſſe .

Die Verwaltung legt dies nun ſo aus , „ daß dem Militäranwärter

während der Probedienſtleiſtung 3/ des Einkommens der Stelle zu

ſtehe , die er verſehe , nicht aber /4 des Einkommens einer etatsmäßigen

Stelle , die er erſt ſpäter nach Zurücklegung einer Diätarienzeit erlangen

würde . .. . Nur 3/ des Einkommens der Stelle , in der der Militär

anwärter beſchäftigt wird , werde hierdurch gewährleiſtet , alſo den

Diätaren 3 / des Einkommens der Diätare . “ Dieſe Handhabung ſcheint

mir unhaltbar zu ſein ; es liegt nämlich gar kein innerer Grund vor ,

warum der Militäranwärter , wenn er Diätar iſt , nur 3½ von dem er

halten ſoll , was ein anderer Diätar bekommt ; er iſt zudem in der Regel

älter als der Zivilanwärter . Die durch das Reich garantierte unterſte

Einkommensgrenze beſteht für das Diätariat nicht mehr und ſo iſt der

Militäranwärter doppelt ſchlecht daran . In Berlin z. B. , wo der Woh

nungsgeldzuſchuß für mittlere Reichsbeamte auf 800 Mk . feſtgeſetzt

worden iſt , muß der Diätar uſw . für eine Familie von 4 Köpfen unter

größtmöglichſter Einſchränkung über 500 Mk . für eine kaum den not —

dürftigſten Anforderungen entſprechende Wohnung — eine zwei

zimmerige Wohnung koſtet in Groß - Berlin 500 bis 650 Mk, , eine drei

zimmerige 775 bis 900 Mk . —und , da er mit ſeiner Familie auf der

Straße anſtändig gekleidet erſcheinen ſoll, für Kleidung uſw . jährlich
über 250 Mk . ausgeben . Zum Sen uhal , zur Erziehung der

Kinder , für Ausgaben bei Krankheitsfällen uſw . bleibt ihm demnach

kaum ½ der Einkommensſätze von 1500 —1800 Mk .

Ein Zivilanwärterdiätar , der die Anwartſchaft auf die gleiche

Stellung wie der Militäranwärter beſitzt , der noch keine Familie zu

ernähren und dem Staate kaum ſechs Jahre gedient hat , erreicht im

24 . Lebensjahr ein höheres Einkommen , als ein Militäranwärter im



34 . Lebensjahre , der dem Staate ſchon 13 bis 14 Jahre gedient und der

meiſt eine Familie zu ernähren hat . Ein Unterbeamter ( Zivilanwärter )
bei der Poſtverwaltung wird gewöhnlich 10 Jahre nach der Einſtellung
—die Militärdienſtzeit wird dabei angerechnet — als Schaffner mit

1200 Mk . Gehalt und 480 Mk . Wohnungsgeldzuſchuß ( Servisklaſſe &)
1680 Mk . angeſtellt ; er erhält demnach jahrelang mehr als ein viel

älterer Militäranwärter in einer mittleren Beamtenſtellung mit er —

heblich längerer Dienſtzeit . Dieſe Tatſachen ſprechen für ſich ſelbſt .

E. Anſtellung auf Lebenszeit .
Sobald der Militäranwärter nach Maßgabe der beſtehenden Be —

ſtimmungen in den Zivildienſt übernommen iſt , wird ihm der Zivil —

verſorgungsſchein abgefordert und zu den Akten genommen , d. h. die

Anſtellung tritt an die Stelle des Zivilverſorgungsſcheins . Der Schein

birgt aber eine lebenslängliche Verſorgung in ſich , mithin kann auch die

Anſtellung , die gegen Austauſch des Scheines zu erfolgen hat , nur

eine lebenslängliche ſein . Die Entlaſſung des Verſorgungsberechtigten

dürfte daher nicht im Kündigungswege , ſondern nur durch ein Diſzi —

plinarverfahren zuläſſig ſein . Bei der Schaffung der Zivilverſorgung

ging man von der Vorausſetzung aus , daß die Militäranwärter be —

ſtimmt zu verſorgen ſeien und man dachte nur an dauernde Anſtellung ;
das allein kann man eine Verſorgung nennen ; eine kündbare An —

ſtellung iſt keine Verſorgung .

In unkündbare Stellungen aber gelangen die Militäranwärter

nach erfolgreich beendeter Probezeit gegenwärtig nur bei ſehr wenigen

Anſtellungsbehörden . Im allgemeinen ſind ſie gezwungen , ein künd —

bares Anſtellungsverhältnis einzugehen . Bei vielen Stellen , beſon —
ders im Unterbeamtendienſte , wird die Kündbarkeit dauernd aufrecht

erhalten ; bei andern iſt die unkündbare Anſtellung erſt nach Zurück⸗—
einer langjährigen diätariſchen Beſchäftigung und nach Verlauf

mehrerer Jahre ſeit der Anſtellung zu erlangen , wobei faſt jede Behörde

mit den Wartezeiten verſchieden verfährt , ſo daß z. B. die eine Behörde

ihre Unterbeamten nach 5, die andere nach 10 Dienſtjahren und die

dritte ſie überhaupt nicht auf Lebenszeit anſtellt . Hierin liegt nicht
allein eine Verkennung des in dem Zivilverſorgungsſcheine verbürgten

Wertes , es werden dadurch auch Beunruhigungen in die Beamten —

klaſſen hineingetragen .

Zur Rechtfertigung dieſes Kunterbuntes in der Verſorgung der

Unteroffiziere erklärte die Reichsleitung im Reichstage : „ Keine Ver⸗

waltung könne wohl ohne Schaden gezwungen werden , Beamte , die

ſie manchmal erſt recht kurze Zeit kenne , ſo feſt an ſich zu feſſeln , daß



ſie ſie nur in Fällen ſchwerſter Diſziplinarvergehen wieder loswerden

könne . Die Verhältniſſe ſeien zu verſchieden , um hier zu ſchematiſieren
und einheitliche Regeln aufzuſtellen . Im Verwaltungswege ſei an —

geordnet , daß kündbar angeſtellte Beamte wegen ſchlechten Betragens

nur entlaſſen werden ſollen , wenn ihr Verhalten bei unkündbarer

Anſtellung Anlaß zur Einleitung des Diſziplinarverfahrens mit dem

Ziele der Dienſtentlaſſung geben würde . Keineswegs ſeien die Militär —

anwärter während ihrer kündbaren Anſtellung der Willkür ihrer Vor —

geſetzten preisgegeben , ungerechtfertigte Kündigungen und Entlaſſungen
würden von den Aufſichtsſtellen rückgängig gemacht werden . “

Dieſe Gegenbemerkungen hören ſich gut an , treffen aber nicht

den Kern der Sache . Die Anordnung im Verwaltungswege iſt gut

gemeint , gibt aber gar keine Rechtsgarantien , auch wird ſie verſchieden

gehandhabt ; die Rückgängigmachung einer Entlaſſung iſt ſehr ſchwer

zu erzielen ; das Volk verſpricht ſich nichts davon , wenn man den „ Teufel
bei ſeiner Großmutter verklagt “. Man gebe ein klares Recht , und alle

Teile fahren gut . Daß hierdurch nicht unfähige und unwürdige Per⸗

ſonen im Beamtendienſte gehalten werden ſollen , iſt ganz klar ; das

Diſziplinarverfahren iſt ſcharf genug , um alle unwürdigen Elemente

abzuſtoßen ; ich habe noch nie gehört , daß es nicht ausgereicht habe . Nur

ein Fall iſt mir bekannt geworden und da handelte es ſich um keinen

Militäranwärter . Es bleibt alſo nur der Einwand beſtehen , daß die

Verwaltung den Militäranwärter erſt kurze Zeit kenne ; aber zunächſt

hat doch die Militärbehörde auf Grund einer jahrelangen Beobach —

tung kraft Geſetzes zu entſcheiden , ob der Unteroffizier zum Beamten

„ würdig und brauchbar “ erſcheint ; es heißt das Urteil der Militär —

behörden erheblich unter rſchätzen und herabdrücken , wenn nun die An⸗

ſtellungsbehörden die Prüfung von vorne anfangen wollen . Kein

künftiger öffentlicher Beamter wird ſolange beobachtet , geprüft und

erforſcht wie der Militäranwärter . Sodann hat die Behörde doch

während der Zeit der informatoriſchen Beſchäftigung , der Probedienſt —

leiſtung und während des Diätariats ſo überreiche Gelegenheit , ſich
ein Urteil zu bilden , ſo daß dieſer Einwand in ſich zuſammenfällt und

die konſequente Durchführung des Gedankens der Zivilverſorgung
in der Anſtellung auf Lebenszeit ſich leicht und ohne Bedenken ermög —

lichen läßt .

F. Penſionsberechtigung nach 10jähriger Geſamtdienſtzeit .
Sind die vorſtehend genannten Forderungen reſtlos erfüllt , ſo

8 eine weitere der 5 herſtellung der

um



zu geben . Der heutige Zuſtand aber ſchafft klaffende Lücken , die in der

Hauptſache im ganzen Beamtenſtand nur für den Militäranwärter

gefahrvoll ſich geſtalten können ; ſie müſſen darum ſchon aus Gerech

tigkeitsgründen alsbald beſeitigt werden .

Für die Penſionsberechtigung und die Verſorgung der Hinter

bliebenen der Militäranwärter kommen folgende Geſetzesbeſtimmungen
in Betracht :

J. der § 1 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31 . Mai 1906 ,
nach welchem Kapitulanten mit einer Dienſtzeit von mindeſtens
8 Jahren ohne Nachweis einer Dienſtbeſchädigung Anſpruch auf

eine Rente haben ,
II . der § 12 des Militärhinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 ,

nach welchem die Witwen und die ehelichen und Igitimierten
Kinder von Militärperſonen der Unterklaſſen , die während der

Zugehörigkeit zum aktiven Heere entweder infolge einer Dienſt —

beſchädigung oder nach 10jähriger Dienſtzeit geſtorben ſind , Witwen —

und Waiſengeld erhalten und

III . der § 34 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31 . März 1873 , in der

Faſſung der Bekanntmachung vom 18. 1907 , nach welchem

jeder Reichsbeamte eine lebenslängliche Penſion erhält , wenn

er nach einer Dienſtzeit von e08 10 Jahren zu der Er

füllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt und deshalb
in den Ruheſtand verſetzt werden muß . Vorausſetzung für die

Penſionsberechtigung iſt jedoch nach § 37 a. a. O. das Bekleiden

einer in den Beſoldungsetats aufgeführten Stelle

In den Einzelſtaaten und bei den Gemeinden beſtehen ähnliche

Vorſchriften .
Der heutige Zuſtand ſchafft nun für den Militäranwärter eine

Zeitſpanne , in welcher er ohne jede Penſionsberechtigung und ſeine

Hinterbliebenen ohne jeden Anſpruch auf Verſorgung daſtehen . Mit

dem Ausſcheiden aus der Armee gehen nämlich die daſelbſt erworbenen

Penſionsanſprüche verloren ; neue aber ſind noch nicht erworben . Es

ſeien nur einige Beiſpiele aus dem dem Reichstage unterbreiteten

Material herausgegriffen :
Ein Militäranwärter , der mit 18jähriger Geſamtdienſtzeit zwecks

Verbeſſerung der Dienſtſtellung von einer Zivilbehörde zur andern

übertrat , ſtarb kurz darauf . Keine von beiden Zivilverwaltungen ſah

ſich veranlaßt , eine laufende Hinterbliebenenunterſtützung zu geben ;
die erſte aus dem Grunde nicht , weil der Austritt freiwillig erfolgt
war und die zweite , weil der Betreffende erſt ganz kurze Zeit in deren



—
Dienſte geſtanden und eine etatsmäßige Stelle noch nicht erlangt hatte .
Ein anderer Fall : Ein Bureaudiätar , der bereits eine mehr als 19jährige

Geſamtdienſtzeit zurückgelegt und die Sekretärprüfung abgelegt hatte ,
kränkelte etwas , als er ſich kurz vor der etatsmäßigen Anſtellung befand .
Er wurde ärztlich unterſucht und körperlich für zeitig nicht anſtellungs —

fähig erklärt . Die Folge war , daß man ihm ſofort den Dienſt kündigte .

Hierauf wurde er ohne Penſion entlaſſen und war nun mit Weib und

Kind dem Elend preisgegeben und auf die Mildtätigkeit fremder Leute

angewieſen . Als Feldwebel hätte er beim Militär auf eine Zeitrente
von mindeſtens 477 Mk. , unter Umſtänden aber auf eine Erwerbsunfähig
keitsrente bis zu 900 Mk . jährlich geſetzlichen Anſpruch gehabt .

Solange nicht geſetzliche Garantien gegeben ſind, daß ſich an den

Austritt vom Militärdienſt ſofort eine Anſtellung auf Lebenszeit anſchließt ,

entſteht hier eine Lücke, die in vielen Fällen recht hart wirken kann .

Je länger die Wartezeit und das Diätariat ſich hinziehen , um ſo größer

iſt die Unſicherheit , der ſonſt kein Beamter in gleichem Umfange unter —

ſtellt iſt . Es ſteht auch ganz einzigartig in der Geſetzgebung da , daß
ein einmal erworbener Penſionsanſpruch verloren geht , ehe ein neuer

und beſſerer auflebt . In der Arbeiterverſicherung verkürzt man die

Wartezeiten und hat ſchon nach 4 Jahren einen geſetzlichen Anſpruch

auf Invalidenrente .

Noch eins ſei hier erwähnt . Betrachtet man die Richtung der

ſozialpolitiſchen Fürſorge für die arbeitenden Klaſſen und für die Privat —

angeſtellten , ſo kann man ſich des Eindrucks nicht erwehren , als ob die

ſoziale Fürſorge für die Angeſtellten der Behörden ſeit langer Zeit

ſchon nicht mehr mit ihr gleichen Schritt gehalten habe . Die Tatſache

daß die Kündigungsanſtellung der Beamten ſich immer mehr ausdehnt ,

läßt den Schluß als berechtigt erſcheinen , daß die ſoziale Fürſorge für

dieſe Volksklaſſen eine rückläufige Bahn verfolgt . Man halte ſich vor

Augen , daß nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz jeder Verſicherte nach

10jähriger verſicherungspflichtiger Beſchäftigung einen Anſpruch auf

Verſorgung für ſich und ſeine Familie hat . Dabei iſt es gleich , wo er

ſeine Arbeiten leiſtet , wie oft er die Stellung wechſelt , ob er zeitweiſe

beſchäftigungslos iſt oder ob er gekündigt worden iſt . Anders beim

Beamten . Wird dieſem die Stellung gekündigt , oder wird ein lebens —

länglich angeſtellter Beamter des Dienſtes entlaſſen , ſo hat er keinen

Anſpruch auf Verſorgung weder 4 ſich noch ſeine Familie . Für die

Kündigungsbeamten kommt noch hinzu , daß es bisher nicht möglich

war , eine Nachprüfung der Kündigungsgründe zu erreichen . An —

geſichts der Durchführung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom



20 . Dezember 1911 ergab ſich nun die Zwangslage , dieſe Frage zu

prüfen , ſofern die Behörden nicht für dieſe Angeſtellten hohe Beiträge

für die Angeſtelltenverſicherung zahlen wollten . Der preußiſche Miniſter

des Innern hat nun folgenden Erlaß bekannt gegeben :
Verfügung

vom 23. November 1912 betr . die gemäß § 9 Abſ . 32 des Verſicherungsgeſetzes

vom 2
S

0. Dezember 1911 ( RGBl . S. 989 ) zu treffenden Entſcheidungen .

( Min . ⸗Bl . 1912 . )

Durch Beſchluß vom 29. Juni d. J . ( RGBl . S. 405 ) hat der Bundesrat

gemäß § 9 Abſ . 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember8
1911 ( RGBl . S. 989 ) beſtimmt , welche Gehaltsklaſſe der Berechnung des Min —

deſtbetrages im Sinne dieſer Vorſchrift zugrunde zu legen iſt .

Auf Grund des § 320 des angezogenen Geſetzes übertrage ich die nunmehr

gemäß § 9 Abſ . 3 zu treffenden Entſcheidungen für die in Betrieben oder im

Dienſt eines Gemeindeverbandes oder einer Gemeinde beſchäftigten Beamten

oder ſonſtigen Angeſtellten auf die Kommunalaufſichtsbehörden .

Die Entſcheidung iſt nach folgenden Geſichtspunkten zu treffen :

1. Bei den auf Lebenszeit Angeſtellten gilt die Anwartſchaft als gewähr —

leiſtet , wenn ihnen kraft Geſetzes oder auf Grund eines Ortsſtatuts

oder eines Beſchluſſes des zuſtändigen kommunalen Organs oder nach

dem Inhalt ihrer Anſtellungsurkunde oder ihres ſchriftlichen Dienſt —

vertrages die im erwähnten Bundesratsbeſchluß feſtgeſetzten Mindeſt —

beträge an Ruhegeld und Hinterbliebenenrente zuſtehen .

Bei den auf Kündigung Angeſtellten gilt die Anwartſchaft gewährleiſtet ,

wenn außer den unter 1 benannten Vorausſetzungen noch folgende

Bedingungen erfüllt ſind :

a) Die Kündigung muß vom Vorhandenſein eines wichtigen Grundes

( vgl . § 626 BGB . ) abhängig gemacht ſein .

b) Falls für die Entſcheidung darüber , ob ein wichtiger Grund vor —

liegt , der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt , muß in anderer Weiſe dafür

geſorgt ſein , daß dieſe Entſcheidung nicht lediglich dem Ermeſſen

des zur Kündigung berufenen kommunalen Organes endgültig

überlaſſen bleibt . Es muß vielmehr dem Betroffenen die Möglichkeit

offen ſtehen , durch Anrufung einer außerhalb der Kommune ſtehenden

Inſtanz eine Nachprüfung zu erreichen .

Bei den auf Probe Angeſtellten gilt die Anwartſchaft als gewährleiſtet ,

wenn die Anſtellung auf Grund oder nach den Grundſätzen des §S 10 des Kommunal —

beamtengeſetzes und für eine beſtimmte , die Vorausſetzungen der Verſicherungs —

freiheit erfüllende Stelle ( vgl . zu 1 und 2) erfolgt iſt .

Auf Lehrperſonen an kommunalen Unterrichtsanſtalten erſtreckt ſich dieſer

Erlaß nicht .
Euere ( Tit . ) wollen hiernach das Weitere gefälligſt veranlaſſen , insbeſondere

auch die Landräte ( Oberamtmänner ) wegen der ihrer Aufſicht unterliegenden

Gemeinden oder Gemeindeverbände mit Anweiſung verſehen .

Der Miniſter des Innern .

Auch bei Entlaſſung von Beamten , wozu auch die Militäranwärter

gehör en , die auf Lebenszeit angeſtellt ſind , iſt es eine Härte , bei den
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oft rein formalen Dienſtvergehen der Beamten , die Familien ſchuldlos

in Mitleidenſchaft zu ziehen . Gegenüber dem Geſetz für Angeſtellte

wirkt dieſe Maßnahme durchaus unſozial . Eine eigentümliche Be —

leuchtung erhält die Beamtenfürſorge auch , wenn man die Entſcheidung

des Reichsgerichts vom 24 . November 1887 (4. ZS. ) betrachtet . Camptz⸗

Delius ſagt in ſeinem Buch : „ Rechtſprechung des —— und Kammer⸗

gerichts “ Band I 1906 , Seite 41 darüber folgendes :

„ Die nach Ablauf der Amtszeit erfolgte Verurteilung eines Be —

amten zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte , ja ſelbſt zur Zucht —

hausſtrafe , hat den Verluſt des Penſionsanſpruchs nicht zur Folge .

Der vorher penſionierte Beamte behält alſo ſeine Penſion . Der Geſetz⸗

geber iſt davon ausgegangen , daß die kraft rechtlicher Verpflichtung

gewährte Penſion gewiſſermaßen als aufgeſpartes Gehalt anzuſehen

ſei und deren nachträgliche Entziehung die Natur der Vermögenskon —

fiskation habe , durch welche die ehemaligen Beamten härter als andere

Delinquenten geſtraft werden würden . RG . 4. 3S . 24 . 11 . 1887 . “

An dieſen Darlegungen wird man zweifelsfrei erkennen können ,

daß die ſogenannte Verſorgung uicht immer ſo gut wirkt , wie es häufig

in der Oeffentlichkeit dargeſtellt wird .

Unter allen Umſtänden muß die harte ungerechte Differenzierung

zwiſchen Militäranwärter und Zivilanwärter eheſtens verſchwinden .

Der Zivilanwärter , der in der Regel nach 10jähriger Hilfsarbeiter —

ſchaft etatsmäßig angeſtellt wird , hat dann ſofort ſeine Penſionsberech —

tigung und die ſeiner Familie . Der Militäranwärter beginnt ſeine

Zivillaufbahn mit einer Verſchlechterung ſeiner Rechtsſtellung und

muß bereits erworbene Wohltaten opfern .

Von ſeiten der Reichsleitung wird nun darauf hingewieſen , daß

dieſe Härte dadurch beſeitigt ſei , daß in ſolchen Fällen eine Penſion bewilligt

werden könne . Aber ſchon die Kannvorſchrift zeigt die ganze Mangel —

haftigkeit der Situation dieſer Militäranwärter ; ſodann kommen eben

immer wieder Fälle vor , wo das „ Kann “ nicht angewendet wird . Man

gebe Rechtsanſprüche und verweiſe nicht auf Almoſen . Der Vertreter

der Reichsleitung hat in der Petitionskommiſſion des Reich pstags ja

ſelbſt zugegeben : „ Ob bei ſpäter einmal vielleicht in andern Beziehungen

notwendig werdenden Anderungen des Reichsbeamtengeſetzes und

des Beamtenhinterbliebenengeſetzes in den angegebenen Fällen ſtatt

einer Ermächtigung des Reichskanzlers ein Anſpruch des Militär

anwärters und ſeiner Hinterbliebenen unter den angegebenen Voraus

ſetzungen zu ſchaffen ſei , würde ſicherlich erwogen werden . Ein Grund ,



um deswillen jetzt ſchon wieder die erſt kürzlich erlaſſenen Geſetze zu

ändern , dürfe aber wohl nicht vorliegen . “

Eine ſolche Gelegenheit bietet ſich ſchon im nächſten Winter , wenn

der beſtimmt in Ausſicht geſtellte Geſetzentwurf über die Zulaſſung
des Wiederaufnahmeverfahrens im Diſzipl inarverfahren dem Reichs —

tage zugeht ; da muß dieſe Gelegenheit benutzt und geſetzlich feſtgelegt

werden , daß die Militäranwärter nach 10jähriger Geſamtdienſtzeit

Anſpruch auf Penſion erhalten . Das Reich hat hierbei keine großen

Opfer zu bringen , aber der einzelne Unteroffizier iſt geſichert gegen

Unglücksfälle , die doppelt hart wirken , weil alle Hoffnungen begraben

werden müſſen .

Fünftes Kapitel .

Ausgeſtaltung und Kontrolle der Anſtellungsgrundſätze .

Die Anſtellungsgrundſätze von 1882 und 1907 ſind ein Kompromiß

zwiſchen den Wünſchen der Militäranwärter , den Forderungen des

öffentlichen Dienſtes und den Beſtrebungen der Zivilanwärter ; man

ſoll daher nicht ohne Not und zwingende Urſache an dieſer Verteilung
der Stellen zwiſchen Militäranwärtern und andern Bewerbern rütteln .

Die Vermehrung der Unteroffiziere um mehr als 20 % in wenigen Jahren
aber iſt ein Ereignis , das nicht unbeachtet bleiben darf ; ferner der Um⸗

ſtand , daß es vielen Militäranwärtern recht ſchwer wird , eine Zivilſtellung

zu finden , zwingt zur erneuten Prüfung ; endlich darf nicht vergeſſen

werden , daß das Maß der Stellen , welches den Militäranwärtern nach

den Anſtellungsgrundſätzen offen ſteht , heute noch nicht von ihnen

tatſächlich auch eingenommen wird . Aus der dem Reichstage 1906

unterbreiteten Überſicht über die Stellenbeſetzung geht hervor , daß
im Reichs⸗ , Staats - und Kommunaldienſte die Bureaubeamtenſtellen
mit 47 698 Militär - und 103 939 Zivilanwärtern und die Kanzlei —

beamtenſtellen mit 5395 Militär - und 10 755 Zivilanwärtern beſetzt
ſind . Es iſt alſo weder die „ vorzugsweiſe “ noch die „ausſchließliche “

Beſetzung dieſer Stellen mit Militäranwärtern erreicht . Seit 1906

iſt hierin keine erhebliche Anderung , höchſtens eine kleine Beſſerung

eingetreten . Während noch 1900 — ſoweit darüber eine Kontrolle aus —

geübt werden kann — nur 2030 Militäranwärter mittlere und Kanzlei⸗

beamte , dagegen 3452 Unterbeamte geworden ſeien , ſind 1908 : 3879

Militäranwärter mittlere uſw . Beamte und nur 2928 Unterbeamte

geworden . Aber noch Ende 1909 waren z. B. allein bei der Reichspoſt
rund 500 Aſſiſtentenſtellen und 3000 Sekretärſtellen zu wenig mit

Militäranwärtern beſetzt , als es nach den Anſtellungsgrundſätzen der
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